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ErhöhungderKokspreise .Durchdieam1 .FebruareingetreteneVerteuerung
der Frachtsätze und durch den schon im Vorjahre erhöhtenFrachtbrief¬
stempelerhöhensich die Kohlenkostenfür die städtischen Gaswerkeum
2,200 . 000K .DerKriegssteuerzuschlagunddie erhöhtenRechnungsstempel
verursachenweitere Mehrausgabenvon jährlich 380 . 000K .Dazukommennoch
die bedeutenden Erhöhungen für Personalausgaben und für die Kostenaller

Betriebsstoffe .Wenndas Erträgnis der städtischen Gaswerkenicht sehr
starkvermindertwerdensoll ,mußzumindestensdieVerteuerungderKohle
durch eine entsprechendeErhöhungder Kokspreisesoweit als möglichaus¬
geglichenwerden .DerStadtrat beschloßdaher nacheinemAntragedesVB.

Hierhammerdie Preise für Koks ,welche die Oesterreichische Länderbankan

die GemeindeWien- Städtische Gaswerkezu zahlen hat ,und dieVerkaufs¬
preise für Koks auf den Kleinverkaufsplätzen um 64 Heller per Meterzentner

zu erhöhen .Die bisher verschiedenen Preisbegünstigungen für denKoksbezug
der Mitgliederder Werks -undRohstoffgenossenschaftder Wäscherund
Wäscheputzer,derWirtschaftsgenossenschaftderHändlermitBrennmateria¬
lien ,der Metall -und Zinngießer ,der Hutmacherund derApprovisionierungs -¬
genossenschaft für Brennmaterialder vereinigten österreichischenGewerbe¬
treibenden werden aufgehoben und durch einen einheitlichen Nachlaßvon
10 % von den Preisen der Länderbank ersetzt .Alle diese Erhöhungenwerden
beim Koksverkauf eine Mehreinnahmevon ungefähr 1,700 . 000K bringen ,die
gegenüber den Mehrkosten der Kohle allein noch um rund 500 . 000Kzurück - ¬
bleibt .Die neuen Preise treten am15 .Februar inKraft .

Diestädtische Wildübernahmsstellehat mit demheutigenTageihreTätigkeit
eingestellt ,da mit der Beendigung der Schußzeit auch die Wildanlieferung
eingestellt ist .Die restlichen Wildmengensind bereits verteilt undkönnen

daher telephonische oder briefliche Ansuchen umWildzuweisung keine Berück¬

sichtigung mehrfinden .

Zur Wiedereinführungder Sommerzeitim Jahre1917 .

DieStatthaltereihatandenBürgermeisterdieEinladunggerich-¬
tet ,sichüberdiemitderSommerzeitimJahre1916gemachtenErfahrungyn
sowie darüber zu äußern ,ob eine solche Einrichtung dauerndgeschaffen

oder wenigstensnochvorläufig für den Sommer1917in Aussichtgenommen
werdensollte .Imletzteren Falle wirdauchdie AbgabeeinerAeußerung
bezüglichder Zeit ,währendwelcherdie Stundenvorverlegtwerdensollen ,
verlangt .DerMagistrat ,welchemder Erlaßder Statthalterei zurBericht¬
erstattung zugewiesen wurde ,hat die Aeußerungenjener Stellen und

Körperschafteneingeholt ,die in erster Linie in der Lagewaren ,den
EinflußderSommerzeitaufHandelundWandelundaufdasöffentliche

Lebenzu beobachten ,undhat demgemäßdie großenstädtischenUnterneh¬
mungen( Gaswerke ,Elektrizitätswerke ,Straßenbahnen ) ,ferner dieHandels-¬
und Gewerbekammer ,den . k .Bezirksschulrat Wienund dasStadtbauamt
( letzteres hinsichtlich der Frage der öffentlichen Beleuchtung )umihre
Erfahrungen in dieser Sache befragt .Gleichzeitig wurdeeinGutachten
darüber erbeten ,welche Stellungnahme sich vomStandpunkte desbetref¬
fendenVerwaltungszweigesempfehle

Die Erfahrungen ,welchedie GemeindeWienaus AnlaßderEinführung
der Sommerzeitin ihrer PrivatwirtschaftbezüglichdesErträgnisses
ihrer Betriebegemachthat ,warenkeinegünstigen .DiestädtischenGas¬
werkeweisen gegenübereiner Ersparnis von 25 . 000Kanöffentlicher
BeleuchtungeinenMinderertragvon400 . 000KinfolgeverringertenGas-¬

verbrauchesauf ,die städtischenElektrizitätswerkeerleiden einenAus¬
fall amReingewinnaus der Abgabevonelektrischer EnergiezuBeleuch¬
tungszweckenvon1,300 . 000Kunderwarteninfolge der Beibehaltungder
Sommerzeitunter normalenZeitverhältnisseneine SteigerungdiesesEnt¬
gangesbis zu 2 MillionenKronen.

Hinsichtlich der im Verkehrs -und sonstigen öffentlichen Leben
gemachtenErfahrungenwurdefestgestellt ,daß durch die Sommerzeitder
Ausflugsverkehr auf den städtischen Straßenbahnen günstig beeinflußt

wurde .Sowohlan Wochen -wie an Sonn -und Feiertagen trat einebessere
Verteilungder Fahrgästeein undbesondersdie sonst üblichenUeber¬
füllungen an Sonn -und Feiertagen waren weniger oft zubeobachten .

Trotzdemkamenin den Nachmittagsstunden viele Ausflügler hinzu ,die
sonst die Natur bei Tageslicht nicht mehrhätten genießen können .Die
Erholungsstätten wurden von der Bevölkerung reichlicher aufgesucht und
bequemer erreicht als in früheren Jahren .DemErholungsbedürfnis wurde

also ausgiebiger Rechnunggetragen als sonst .Der Bezirksschulratteilt
mit ,daß sich im allgemeinen besondere Wirkungen der Sommerzeitnach

irgend einer Richtunghin im Schulbetriebe nicht fühlbar gemachthaben .
Auch nach Anschauung der Handels -und Gewerbekammer hat sich die Einfüh¬

rungder Sommerzeitimallgemeinendurchausbewährt.
Der Magistratsbericht erwähnt noch ,daß es bei derWiedereinfüh - ¬

rung der Sommerzeit angezeigt und sachlich begründet wäre ,die Wirksam¬

keit dieser ZeiteinteilungsowohlamAnfangals amEndedurchwenigstens
annäherndgleicheTageslängenzubegrenzen .NachderimJahre1916ge-¬
troffenen Anordnungentspricht dem1 .Mainicht der 30 . ,sondernetwader
15 .September ,währendam30 .Septemberdie Sonne viel früher untergeht ,

als sogar am1 .April .Mit Rücksieht auf die Geltungsdauer derSommer- ¬

Tahrplänesowieauf die Verkehrsunternehmungenüberhauptwärejedoch
vorläufig wieder die Zeit vom 1 .Mai bis 30 .September beizubehalten .

Der Magistrat erklärt schließlich ,daß gegen die Wiedereinführung der

SommerzeitimJahre1917unterdenselbenBedingungen,wiesiefürdas
laufendeJahrgegoltenhaben ,eineEinwendungnichtzuerhebenwäre,
bemerktjedoch ,daßvoreinerbleibendenEinführungdieserZeiteintei-¬
lungjedenfallsihreRückwirkungenanternormalenVerhältnissen
erprobt werdenmüßten.

DerStadtratschloßsichdieserAnschauunganundgenehmigte
die Erstattungeines in diesemSinnegehaltenenGutachtens .

DieBezirksvertretungWiedenhältam20 .. M.
eine Sitzung ab .

halb5 Uhrnachmittags

ZurZuckerversorgungWiens.Sonntag,den18 . . M.beginntderneue
6 wöchigeZuckerkarten-Zeitraum;die Zuckervorrätefür dieseZeitsind
gesichert .UmeinerseitseinegerechteundgleichmäßigeVerteilungdes
Zuckerszuermöglichen ,undandererseitsdem„Anstellen “umZucker
vorzubeugen ,hat der Magistrateine Kundmachungerlassen ,derzufolge
in den ersten 3 Wochendieses Zeitraumesnur 6 Abschnitte jederZucker=¬

karteeingelöstwerdendürfen .DerRestjederKartewirdin denfolgen-¬
den 3 Wochenvoll zur Einlösunggelangen .

Straßenreinigung .ZurVerhinderungübermäßigerKotbildunginden
Straßenist es notwendig ,daßbei eintretendemTauwetterdasSchmelz=¬
wasser ungehindert abfließen kann ;es wird daher an derFreilegung
der Rinnsale und Wassereinläufe seitens desStraßensäuberungspersonales
nach Kräften gearbeitet .Diese Bemühungist aber erfolglos ,wennwie
jetzt vielfach wahrgenommenwerdenkann ,die freigelegtenRinnsale
durchdenAbraumderGehsteigewiederverlegtwerden.Esergehtdaherandie mitder Säuberungder GehsteigebetrautenHausbesorgerdas
dringendeErsuchen ,auchihrerseits auf die FreilegungderRinnsale
undWassereinläufeBedachtzunehmenunddenAbraumderGehsteige
derart( . B.aufdenSchneehaufen)abzulagern,daßdieVerlegungdes
Wasserabflusseswermiedenwird .
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